
An die Wähler.

Un den letztenTagen ist in unserem Wahlkreise ern demokratisches Flugblatt verbreitet worden, welcheses sich zur Ausgabe
macht, in einer sehr vulgärenForm den Wählern auszumalen, welcheerdrückende Last von Steuern sie zu erwarten haben, wenn sie in den

Reichstag nicht den Rechtsanwalt Horn wählen. Es wird darin wörtlichgesagt: —

«

»

»Ihr Wähler«7—«—seid Jhr gesonnen, mehr Geld und nochmals mehr Geld zu zahlen und bluten zu lassen, was irgend noch einen
«

Tropfen Blut »in den Adern hat.« — —- Verhindern sollt Jhr jede weitere Belastung des Volkes und Jhr könnt das! Das Mittel,
- diese allgemeineBlutung zu stillen, liegt in den Händen der Wähler. Wählen wir am 27. Oktober eine Mehrheit liberaler Männer, so-

ist von einer Bewilligung weiterer Steuern keine Rede, wählenwir eine konservativeMehrheit, so»mag ein Jeder zusehen,wie viel von

seiner Haut er nach weiterendrei Jahren nochaus dem Leibe hatt« -

Ja dieser geschmackoollenWeise geht es weiter und heißtzum Schluß:
»Wir wollen den Mann wählen,der nur das Eine versprichtund halten wird, daß er nämlichunter den gegenwärtigenVerhältnissen

keine weitere Belastung des Volkes bewilligen wird —- nämlirhden Herrn Rechtsanwalt Horn-«
Dies ist freilich w entg, was hiernach Herr Rechtsanwalt Horn Verspricht, indessenwußten wir längst, daß dieser Herr kein

vieleersprechenderKandidat für den Reichstag ist. Jm Uebrigenkann man sich nur fragen, ob die Verfasser dieses Pamphlets wissentlichoder

nur unwissentlichdie darin enthaltenenUnwahrheitenaussprechen DieLächerlichkeitder Uebertreådungin jedem einzelnenSatze, wovon oben
einige Proben gegeben wurden, durchschnittein Jeder. Die HauptsacheHaberist, daß eine Erhöhungder Staatseinnahmen im Augenblickgar

· nicht beabsichtigtwird, da die Regierung seit Einführungder Zölle in derLage ist, aus den in ihre Kasse fließendenGeldern die Bedürfnisse
des Staates zu befriedigen,sondern nur eine R e f o r m des Steuerwesens zu dem Zwecke-,die gegenwärtigenund allerdings nothwendigen

« Einnahmenauf diejenige Weise zu beschaffen, welche dem Steuerzahler am wenigsten lästig ist. Nun ist die Regierung und mit ihr gewiß
· »

jeder wirklichpraltischeMann der Meinung, daß die direkte Steuer, namentlich oou den ärmeren Klassen-,viel schwererbezahlt wird, wie

die weniger fühlbare indirekte »Steuer- jedenfalls aber, daß eine weitere Erhöhung der direkten Steuern

in Preußen iaum zulässig ist. Die direkte Abgabe an den« Staat ist zu erschwingenz aber die Zsischläge,welche die Sxädte

zu der-klassifizirtenEinkommen-s und Klassensteuererheben —- in Elding bekanntlich 320 Procent, in einigen westsälischenStädten sogar bis zu

600 Procent — sind so exorbitant, daß sie selbstdringend einer Reform (im Kommunalsteuerwesen)bedürfen, auf keinen F all ab er

diese baaren Steuerzahlungen einer Steigerung fähig sind.
Wenn das Reich resp. der Staat Ger braucht —-was die Volksvertretung durch gesetzmäßigeBewilligung jedes einzelnen Postens an-

erkannt hat — so war die Frage-sehr einfach,die: Sollen, um diese Mittel zu beschaffen,die bereits auf ihr höchstesMaß geschraubten direk-

ten Steuern ins Unerschwinglichegesteigertwerdenzoder soll man zu indirekten Steuern greifen? und nach Obigem war nur das letztemöglich.
Die Mehrausgaben des DeutschenReiches seit der letzten 3 Jahre werden liberalerseits auf 145 Millionen angegeben —- die Richtigkeit dieser

Zahl mag dahingestelltbleiben. Wie hätte man diese Summe durch direkte Steuern d. h. durch baare Zahlung
Seitens jod es Einzelnen, ausbringe n wollen? Was hättendazu wohl die liberalen Rechenkünstiergesagt-? Ausgebrachtaber

m u ß t e das Geld werden, denn die Volkspertrelungselbst hat anerkannt, daß die betreffendenBediirsuisse v o r h a n d e n waren, daß namentlich
die Vermehrung des Heeres Angesichts der politischenKonstellationen in Europa nnd der Rüstungeuunserer Nachbarn no th w en d i g war.

Wenn die Zölle, zu welchen doch mindestens der wesentliche Beitrag vom Auslande gezahlt wird,
Und indirekte Steuern es zu Wege gebracht haben, alle diese Bedürfnisse zu decken, und Uns lO die

sollst NOthWeUdige Erhöhung der direkten Steuern um den gleichen Betrag erspart haben, so liegt schon
darin ihre ausreichende Rechtfertigung Nebenbei haben sie unserer nationalen Arbeit, namentlich
d« Landwikkhschaft- den unentbehrlichen Schutz gebracht und zwischen unserem Export und Jmport
«««d"iezum kolossalen Schaden des Nationalvermögens verloren gegangene vernünftige Bilanz

"

hergestellt. Die liberalen Doktrinären nennen dies ,,Reaktion«,und zwar mit Recht! Denn wenn mir Jemand eine Ohrfeige giebt,
so ist dies eine Akt io n, wenn ich sie erwidere, so ist dies die R eakt—ion; wenn Amerika, Rußland, Frankreichvon unseren Produkten
Zölle erheben, so ist dies eine Aktion, wenn wir eben so klug sind, so ist dies die Re aktion, mit welcher Deutschland aufgehörthat,

«

-

zu den ,,Dummen«zu zählen,nämlichAnderen Zdlle zu zahlen;ohne diese weise Maßregeleinfach zu erwidern; im U e b ri g en w er d e n

freilich die ,,Dummen«- ,,nicht alle« auch nicht diejenigen, welche immer noch den längst verbrauchten
liberalen Phrasen lauschen.

Währenddie Regierung den aufrichtigenWillen und sicherlichauch in höheremGrade, wie die liberalen Parlamentshelden,die Fähig-
keit hat, die nun einmal nothwendigen und von der Volksvertretung anerkannten Staatsbedürfnisseauf die zweckmäßigste,d. h. am wenigsten
lästigeWeise aufzubringen,wagen es die Schreiber des hier zu Gunsten der Horu’schenWahl verbreiteten Pamphlets, auszusprechen,
»daßdie Regierung unser Blut bis aus den letztenTropfen aussaugen wolle« »

und
X

liberale Abgeordnete, namentlich auch Herr sRechtsanwalt Horn nöthig wären, um solches zu verhindern! Als ob die ,,Regie-
sung-« eine feindlicheMacht wäre, und nicht vielmehr diejenigeInstanz, welche berufen ist, das Staatsinteresse wahrzunehmer und

binder That Nichts weiter im Auge hat, und welcheals solchedie Vertreterin jedeseinzelnenStaatsbiirgers ist« Ein G e gens ah zwische n

Voll-und Regierung existirt überhaupt nicht, und nur böser Wille kann behaupten und nur Blind-

heit es glauben, daß die Regierung andere Ziele im Auge hat, als die Wohlfahrt des Volke-Lisette
zstelbstsja doch zssospgutangehört, wie jeder Staat-sbürger.

«

Eis-Z X ,



.

Ists;

Aber es giebt ,,P avrteiinteres sssen« und ,,Prinzipien«,welchehöherstehen, und hierfürgiebt es kein charakteristischeresBeispiel-.
- wie die Ablehnung der Stempelsteuer Seitens der Liberalen, namentlich der Fortschrittspartei. Nach diesem Gesetznämlichwerden die

Emission und der Handel mit Aktien, namentlich ausländifcheAktien, sowie die Vörsengeschäfteeiner, zumal verhältnismäßigäußerstgeringen,
Steuer unterworfen. Jedes Kind nun weiß, daß derjenige,welcher dergleichenGeschäftemacht und also diese Steuer zahlt, nicht der »arme

,Mann« ist«sondern der ,,reiche Mann-«-welcher-des Mittags auf Gummi zur Börse rollt. Die Wähler, welche nicht in dieser benei-

denswerihen Lage sind, werden sichdaher zu fragenhaben,ob der Abgeordnete, welcher ge g en diese Art der Geldbeschaffungist, ihr Jnteresse
wirklich wahrnimth Es könntenja, um die direkten Steuern reduziren zu können, ähnlicheMaßregelnvon der Regierung vorgeschlagen
werden; ist es da zweckmäßig,Herrn Rechtsanwalt Horn zu wählen,welcher

- nur das Eine versprichtund halten wird ·-— nämlichgegen jede neue Steuern —- also auch gegen derartige Maßregeln— zu stimmen?
Leichter kann man sich die Sache allerdings nicht machen! Ob es aber eine richtige Auffassungvon den Pflichten eines Volks-

vertreters ist, dieselben nur in der bedingungslosen Verweigerung der Steuern zu erblicken sk- Herr Rechts-
anwalt Horn verspricht ja »nur dies Eine« — mag dahingestellt bleiben. Außerdem,wie schon bemerkt: es handelt sichnicht um neue

Steuern, sondern um eine Reform der bereits vorhandenen, namentlich darum, die Erhöhung der;l direkten Steuern

aufjedenFallzuverhindern.
«

Herr Rechtsanevalt Horn bis-kennt sich,so viel aus seinen, allerdings sehr vorsichtigemErklärungenzu entnehmenist, zu den Sezessio-
nisten-O ans deutschzu der F o r t s ch r i t t s p a r t e i, in deren Gefolgschaftsich jene, wie sich in der gegenwärtigenWahlbewegnnggezeigt
hat, vollständigbefinden.

·

Die Wähler dieses Herrn haben daher von ihm die Unterstützungder unfruchtbar-InOpporåions-und Frakiionspoliiik
zu erwarten, welchediese Partei seit dem Jahre 1869 betreibt, wo sie die Verfassung des norddeutsche-nBandes und demnächstdes deutschen
Reiches ablehnte und dann in ununterbrochenerKonsequenzsämmtlichenennenswerthen Gesetze,wie die Militärgesetze,Justizgesetze,Sozzakistzw
gesetz,Zölle u. s. w. —f Die liberale fortschrittli chgsezessioniftische Partei That an der ganzen Entwicke-

lung und dem Ausbau des deutschen Reiches in den letzten 11 Jahren keinen Antheilz denn Alles,
was geschehenist, geschahgegen ihren Willen! Wie ein alter Mann, der zu der modernen Entwickelung«an allen Gebieten des öffentlichen
Lebens nur den Kopf schütteltund das Schlimmste prophezeit, sieht diese Partei mißvergnügtzu, wie sichdas deutscheVaterland in den ver-

flossenen 12 Jahren mit einem beispiellosenAufschwungeaus dem imposanten »deutschenBunde« zu dem ,,DeutschenReiche-«entwickelt hat,
welches sowohl in seiner äußerenMachtstellung,wie in der Ordnung seiner inneren Staatseinrichtungen all e anderen Staaten, ohne Ausnahme,
überragt. Die Fortschrittspartei hat an dies-er Erhebung keinen Antheil; denn sie hat die Mittel

zur Wehrhaftigkeit unseres Heeres stets verweigert und der friedliche gesetzliche Aufbau des

Reiches ist Schritt für Schritt gegen ihre Stimmen vollführt worden.

In erster-erHinsicht mag zu ihrer Entschuldigungerwähntwerden, daß einer ihrer einflußreichenPropheten, der Abg. V ir cho w im

Jahre 1869 aussprach: , .
»

«

»Es ist nie eine Zeit gewesen,wo so wenig Grund vorhanden war zur Rüstung, als die heutige-«-
Ein halbes Jahr später standen unsere Truppen in Frankreich!
Diesen kurzsichtigen,in ihren Prinzipien-«verrannten Politikern wird sichHerr RechtsanwaltH o r n im Wesentlichenanschließen—-

»

NB. wenn er gewähltwird, was hoffentiichnicht geschehenwird, denn auch in diesem Sinne ist diese Kandidatur ,,nicht vielversprechend«i

Herr von Minnigerode verspricht freilich mehr wie »nur das Eine« des Herrn Rechtsanwalts Horn. Von einer ,,Mehrbelastung«
des Volkes aber ist, wie gesagt, überhauptgar nicht die Rede; es bedarf daher auch keiner «Heroen,welcheversprechen,sie zu verhindern;wohl
aber bedarf es solcherAbgeordneten welche mit dem ehrlichenVertrauen, welchesdie Regierung erwarten darf, deren Proposiiionenentgegentritt,
dieselben mit Fieiß und an der Hand von persönlichenKenntnissen prüft und so an der Gesetzgebungthtiiig mitarbeite. Dieses verspricht
Herr von Minuigerode und er ist hierzu vermögeeiner reichenErfahrung im öffentlichenLeben ror vielen Anderen befähigt. Der Rechtsanwalt
Horn hat außer in seinem Berufe noch keinerlei politisch-eBefähigung nachgewiesenund entbehrt namentlich der Erfahrung in lä n d lich e n

Verhältnissen Vielleicht ist gerade dies der Grund, daß er bescheiden»nur das Eine« —- die Steuerverweigerung —- zu versprechenwagt!
Daher werden die Wähler ihr und das allgemeine Jnteresse besser wahrnehmen, wenn sie den

Freiherrn von Minnigerode
wählen,als den so wenig versprechendenRechtsanwaltHorn!

—W er u ich’sche Buchdruckerei, Elbiug.


